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V e r k e h r s r e c h t
Zeichen 266 der StVO gilt auch für Omni-
busse und Pkw mit Anhänger
Das Verkehrszeichen 266 ist nicht auf Lkw 
beschränkt, sondern gilt auch für Omni-
busse und Pkw mit Anhänger, welche die 
auf dem Zeichen angegebene tatsächliche 
Länge überschreiten. Dies hat das Oberlan-
desgericht München entschieden.

Im Juli 2019 kam es in einer Spitzkehre einer 
Bergstraße in Bayern zu einem Streifzusam-
menstoß zwischen einem bergauf fahren-
den Bus und einem bergab fahrenden Pkw. 
Die Straße war durch das Zeichen 266 für 
Fahrzeuge mit einer tatsächlichen Länge 
von mehr als 12 Metern gesperrt. Der Bus 
hatte eine Länge von 12,99 m. Die Halte-
rin des Busses klagte wegen des Zusam-
menstoßes gegen den Halter des Pkw und 
dessen Haftpflichtversicherung auf Zahlung 
von Schadensersatz.
Das Landgericht Kempten nahm eine Haf-
tungsverteilung von 60 zu 40 % zu Lasten 
der Klägerin vor. Zwar sei dem Beklagten 
ein Verstoß gegen § 1 Abs. 2 StVO und § 2 
Abs. 2 StVO vorzuwerfen. Jedoch habe der 
Fahrer des Busses den Unfall überwiegend 
verschuldet. Denn er habe die Straße ent-
gegen des Zeichens 266 befahren. Gegen 
diese Entscheidung legte die Klägerin Beru-
fung ein. Sie meinte, das Zeichen 266 gelte 
nur für Lkw.
Das Oberlandesgericht München bestä-
tigte die Entscheidung des Landgerichts. 
Das Zeichen 266 gelte für alle Fahrzeuge 

und Fahrzeugkombinationen, welche die 
auf dem Zeichen angegebene tatsächliche 
Länge überschreiten. Aus der Verwendung 
des Symbols eines Lkw ergebe sich nichts 
anderes. Das Zeichen solle der Gefahr vor-
beugen, dass überlange Fahrzeuge in en-
gen Kurven zwangsläufig auf die Gegen-
fahrbahn geraten und dadurch eine Gefahr 
für den Gegenverkehr darstellen. Diese 
Gefahr bestehe allein durch die Länge des 
Fahrzeugs oder Gespanns und damit glei-
chermaßen für Lkw wie für Omnibusse und 
Pkw, die mit einem Anhänger zusammen 
die vorgeschriebene Länge überschreiten.
Oberlandesgericht München,
Beschluss vom 26.04.2021 – 24 U 111/21 –

M i e t r e c h t
Rechtzeitigkeit der Mietzahlung setzt 
nicht Gutschrift auf Konto des Vermie-
ters voraus
Die Rechtzeitigkeit der Mietzahlung setzt 
nicht voraus, dass sie auf das Konto des 
Vermieters gutgeschrieben wird. Es genügt, 
dass der Mieter seiner Bank den Zahlungs-
auftrag für die Überweisung bis zum dritten 
Werktag des Monats erteilt und das Konto 
ausreichend gedeckt ist. Für eine von der 
Bank fehlerhaft ausgeführte Überweisung 
haftet der Mieter nicht. Dies hat das Land-
gericht Berlin entschieden.
Die Mieter einer Wohnung in Berlin erhielten 
im November 2019 eine fristlose Kündigung 
wegen angeblichen Zahlungsrückstands. So 
hat die Vermieterin die Mietzahlungen für 
August und November 2019 nicht erhalten. 
Die Mieter führten an, die Miete für August 
gezahlt zu haben. Sie haben einen entspre-
chenden Überweisungsauftrag erteilt. Zu-
dem sei ihr Konto entsprechend belastet 
worden. Es stellte sich heraus, dass die Bank 
die Überweisung fehlgeleitet hatte. Die Ver-
mieterin hielt dies für unerheblich und er-
hob Räumungsklage.
Das Amtsgericht Berlin-Neukölln gab der 
Räumungsklage statt. Dagegen richtete sich 
die Berufung der Mieter.
Das Landgericht Berlin entschied zu Guns-
ten der Mieter. Ein Anspruch auf Räumung 
und Herausgabe der Wohnung bestehe 
nicht, da die fristlose Kündigung gemäß §§ 
543 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 3, 569 Abs. 3 Nr. 1 
BGB unwirksam sei. Die Mieter seien mit der 
Zahlung der Miete für August 2019 nicht in 

Verzug.
Für die Rechtzeitigkeit der Mietzahlung ge-
nüge es, so das Landgericht, dass der Mie-
ter seinem Zahlungsdienstleister den Zah-
lungsauftrag für die Überweisung bis zum 
dritten Werktag des Monats erteilt und das 
Konto des Mieters ausreichend gedeckt ist. 
Dem haben die Mieter Rechnung getragen. 
Es sei von den Mietern nicht geschuldet, 
dass die Mietzahlung dem Konto der Ver-
mieterin gutgeschrieben wird.
Landgericht Berlin,
Urteil vom 10.12.2020 – 65 S 189/20 –

V e r t r a g s r e c h t
Fitnessstudiobeiträge während Lockdown
Ein Fitnessstudio muss die gezahlten Bei-
träge für den Zeitraum der behördlich an-
geordneten Schließung zurückzahlen, eine 
Nachholung der Leistung durch Verlänge-
rung der Vertragslaufzeit sei nicht möglich. 

Lediglich eine Gutscheinlösung sei erlaubt. 
Das entschied das Landgericht Osnabrück.
Der Kläger hatte mit dem beklagten Fitness-
studio einen Mitgliedsvertrag über 24 Mo-
nate geschlossen. Aufgrund behördlicher 
Anordnung musste das Fitnessstudio vom 
16.03.2020 bis zum 04.06.2020 schließen. 
Noch während der Schließung kündigte der 
Kläger seine Mitgliedschaft zum 08.12.2021. 
Die vom Kläger geschuldeten Mitgliedsbei-
träge wurden auch für den Zeitraum der 
Schließung weiterhin von der Beklagten 
eingezogen. Der Aufforderung, die gezahl-
ten Beiträge für den Schließungszeitraum zu 
erstatten, kam das Fitnessstudio nicht nach.
Das Landgericht Osnabrück entschied, dass 
das Fitnessstudio verpflichtet sei, dem Klä-
ger die gezahlten Beträge zu erstatten. Dem 
Fitnessstudio sei die geschuldete Leistung 
aufgrund der Schließung unmöglich gewor-
den, so dass sein Anspruch auf Entrichtung 
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der Monatsbeträge für den Zeitraum der 
Schließung entfalle.
Die geschuldete Leistung könne nicht nach-
geholt werden. Darüber hinaus könne die 
Beklagte auch nicht die Anpassung des 
Vertrages in der Weise verlangen, dass der 
Schließungszeitraum an das Ende der Ver-
tragslaufzeit (kostenfrei) angehängt werde. 
Dies sei insbesondere daraus zu schließen, 
dass der Gesetzgeber für Miet- und Pacht-
verhältnisse in Art. 240 § 7 EGBGB aus-
drücklich eine Anpassung der Verträge für 
die Zeit der coronabedingten Schließung 
vorsieht. Für Freizeiteinrichtungen sei eine 
solche Regelung dagegen nicht getroffen 
worden. Vielmehr sei in Art. 240 § 5 EGBGB 
lediglich eine sog. Gutscheinlösung vorge-
sehen.
Landgericht Osnabrück,
Urteil vom 09.07.2021 – 2 S 35/21 –

V e r k e h r s r e c h t
Vorfahrtsrecht der Fahrbahn gegenüber 
Einfädelungsspur trotz Stau oder Stop-
and-go-Verkehr
Das Vorfahrtsrecht für den Verkehr auf der 
durchgehenden Fahrbahn gegenüber dem 
Verkehr auf der Einfädelungsspur aus § 18 
Abs. 3 StVO gilt auch dann, wenn auf der 
Fahrbahn Stau oder Stop-and-go-Verkehr 
herrscht. Dies hat das Oberlandesgericht 
Hamm entschieden.

In dem zugrunde liegenden Fall kam es 
zwischen einem Pkw und einem Lkw auf 
einer Kraftfahrstraße in Nordrhein-West-
falen zu einem Verkehrsunfall. Der 
Pkw-Fahrer versuchte von der Einfäde-
lungsspur kommend nach links auf die 
rechte Fahrspur zu fahren. Zu dieser Zeit 
herrschte dort Stau bzw. Stop-and-go-
Verkehr. Auf der rechten Fahrspur der 
Kraftfahrstraße befand sich ein Lkw, des-
sen Fahrer den Pkw übersah, wodurch es 
zu einem Auffahrunfall kam. Nachfolgend 
klagte der Pkw-Fahrer auf Zahlung von 
Schadensersatz. Das Landgericht Essen 
wies die Klage ab. Dagegen richtete sich 
die Berufung des Pkw-Fahrers.
Das Oberlandesgericht Hamm bestä-
tigte die Entscheidung des Landgerichts. 
Dem Pkw-Fahrer stehe kein Anspruch auf 
Schadensersatz zu. Dieser habe gegen 
§ 18 Abs. 3 StVO verstoßen und damit 
ein Vorfahrtsverstoß begangen. Der von 
einem Einfädelungsstreifen auf die durch-
gehende Fahrbahn einfahrende Verkehrs-
teilnehmer habe uneingeschränkt und 
unabhängig davon, ob Stau oder Stop-
and-go-Verkehr herrscht, ein Höchstmaß 
an Sorgfalt zu beachten. Ereignet sich ein 
Unfall im Rahmen des Einfädelns von der 
Beschleunigungsspur auf die Fahrbahn 

der Kraftfahrstraße, spreche der Beweis 
des ersten Anscheins für ein Verschulden 
des Einfahrenden. Diesen Anscheinsbe-
weis habe der Pkw-Fahrer nicht erschüt-
tern können.
Dem Lkw-Fahrer sei nach Ansicht des 
Oberlandesgerichts kein Verkehrsverstoß 
anzulasten. Es sei ihm insbesondere nicht 
vorzuwerfen, dass er den Pkw übersehen 
hat. Es sei bekannt, dass die Sicht des 
Lkw-Fahrers von seinem Sitz aus auf das 
Geschehen unmittelbar vor und seitlich 
neben der Lkw-Front nicht nur erheblich 
beeinträchtigt, sondern bauartbedingt 
ausgeschlossen ist. Nur wenn der Lkw 
über einen nicht vorgeschriebenen Zu-
satzspiegel im Bereich der Windschutz-
scheibe verfügt, sei der vor dem Lkw be-
findliche Bereich einsehbar.
Das Oberlandesgericht lastete dem 
Lkw-Fahrer keine Mithaftung an. Die von 
dem Lkw ausgehende Betriebsgefahr 
sei bei der vorzunehmenden Abwägung 
nicht zu beachten.
Oberlandesgericht Hamm,
Beschluss vom 19.05.2020 – 9 U 23/20 –

S c h a d e n s e r s a t z r e c h t
Kein Mitverschulden eines elfjährigen 
Kindes wegen unvorsichtigen Überque-
rens einer Straße zwecks Anschlusses an 
seine Freunde
Wird ein elfjähriges Kind beim Überque-
ren einer Straße von einem Fahrzeug er-
fasst, so begründet der Umstand, dass 
das Kind unvorsichtig auf die Straße lief, 
um nicht den Anschluss an seine Freunde 
zu verlieren, kein Mitverschulden. Es liegt 
eine typische kindliche Fehleinschätzung 
der Entfernung und Geschwindigkeit des 
Fahrzeugs vor. Dies hat das Oberlandes-
gericht Celle entschieden.
An einem nassen und dunklen Morgen 
im Dezember 2012 kurz vor Schulbeginn 
wurde ein elfjähriges Kind von einem 
Fahrzeug erfasst, als es eine Straße über-
queren wollte, um nicht den Anschluss 
an seine drei Freunde zu verlieren. Der 
Fahrzeugführer hatte bereits die ersten 
Kinder beim Überqueren der Fahrbahn 
gesehen, dennoch fuhr er mit überhöhter 
Geschwindigkeit weiter, was schließlich 
die Kollision mit dem Kind verursachte. 
Das Kind erhob aufgrund des Unfalls Kla-
ge auf Zahlung von Schadensersatz und 
Schmerzensgeld gegen den Fahrzeugfüh-
rer und dessen Haftpflichtversicherung. 
Nach dem das Landgericht Verden über 
den Fall entschieden hatte, musste das 
Oberlandesgericht Celle eine Entschei-
dung treffen.
Das Oberlandesgericht Celle entschied zu 
Gunsten des Kindes. Ihm stehe der An-
spruch auf Schadensersatz und Schmer-
zensgeld zu. Der beklagte Fahrzeugführer 
hafte vollständig für die Unfallfolgen. Ihm 
sei ein Verstoß gegen § 3 Abs. 2a StVO 
vorzuwerfen. Der Beklagte habe damit 
rechnen müssen, dass sich noch weitere 
Kinder auf der Fahrbahn befinden und 
dies zum Anlass nehmen müssen, sein 
Fahrverhalten sofort anzupassen und die 
Geschwindigkeit deutlich zu reduzieren. 
Notfalls hätte er anhalten müssen, bis 

er eine Übersicht über die Situation ge-
habt hätte. Zudem sei ihm wegen der 
Überschreitung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit ein Verstoß gegen § 3 Abs. 
3 Nr. 3 StVO vorzuwerfen. Ein Sachver-
ständiger stellte fest, dass der Unfall bei 
Einhaltung der zulässigen Geschwindig-
keit verhindert worden wäre.
Dem Kind sei nach Ansicht des Oberlan-
desgerichts kein Mitverschulden wegen 
des unvorsichtigen Überquerens der 
Fahrbahn anzulasten. Die Fehleinschät-
zung des Kindes in Bezug auf die Entfer-
nung und Geschwindigkeit des Fahrzeugs 
begründe in der Gesamtschau mit ihrem 
kindlichen Alter und der gruppendyna-
mischen Situation kein Verschulden. Der 
Unfall sei auf typisch kindlich unbeson-
nenes Verhalten zurückzuführen. Die Ver-
kennung der wahren Verkehrslage, insbe-
sondere die fehlerhafte Einschätzung von 
Geschwindigkeiten und Abständen, sei 
geradezu ein Merkmal der noch in ihrer 
Entwicklung befindlichen eingeschränk-
ten kindlichen Wahrnehmungsfähigkeit. 
Selbst wenn man ein Mitverschulden 
bejahen würde, würde dies hinter dem 
überragenden Verschulden des Beklagten 
zurücktreten.
Oberlandesgericht Celle,
Urteil vom 19.05.2020 – 14 U 129/20 –

M i e t r e c h t
Versterben in der Mietwohnung erlaubt
Das Versterben des Mieters in der Woh-
nung gehört zum vertragsgemäßen Ge-
brauch. Daher kann der Vermieter die 
Auszahlung der Mietkaution an die Erben 
nicht mit der Begründung verweigern, 
ihm seien Kosten wegen der Reinigung 
entstanden. Dies hat das Amtsgericht 
Berlin Tempelhof-Kreuzberg entschieden.
Im Oktober 2018 verstarb in Berlin der 
Mieter einer Wohnung. Da der Leichnam 
erst nach einigen Tagen gefunden wur-
de, musste die Vermieterin die Wohnung 
reinigen. Zudem ließ sie das Laminat neu 
verlegen. Insgesamt entstanden ihr Ko-
sten von über 3.000 EUR. Die Vermiete-
rin weigerte sich aufgrund dessen die 
Mietkaution in Höhe von 2.000 EUR an 
die Erben des verstorbenen Mieters aus-
zuzahlen. Die Erben erhoben daraufhin 
Klage.
Das Amtsgericht Berlin Tempelhof-Kreuz-
berg entschied zu Gunsten der Erben. 
Diesen stehe ein Anspruch auf Auszah-
lung der Mietkaution zu. Der Vermiete-
rin stehen aus dem Mietvertrag keine 
Ansprüche zu. Denn das Sterben in der 
Mietwohnung und die Beeinträchtigung 
der Wohnung als Folge des Versterbens 
stelle keine Überschreitung des vertrags-
gemäßen Gebrauchs dar.
Amtsgericht Berlin-Tempelhof-Kreuzberg,
Urteil vom 24.11.2020 – 15 C 59/20 –
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